
SCHLESWIG-HOLSTEINISCHER LANDTAG 11. September 2024
20. Wahlperiode

Unterrichtung 20/192 

der Landesregierung 

Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Si-
cherheitstechnik zur Aktualisierung und Übertragung neuer Aufga-
ben 

Die Landesregierung unterrichtet den Schleswig-Holsteinischen Landtag unter Hin-
weis auf Artikel 28 Absatz 1 der Verfassung des Landes Schleswig-Holstein in Ver-
bindung mit dem Parlamentsinformationsgesetz (PIG). 

Federführend ist das Ministerium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung.  

Zuständige Ausschüsse: Sozialausschuss, Innen- und Rechtsausschuss, Wirt-
schafts- und Digitalisierungsausschuss 
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Anlage 1 

Anlage 1 
 

Abkommen  
zur Änderung des Abkommens  

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik  
 

(konsolidierte Fassung) 

 

Das Land Baden-Württemberg, 

der Freistaat Bayern, 

das Land Berlin, 

das Land Brandenburg, 

die Freie Hansestadt Bremen, 

die Freie und Hansestadt Hamburg, 

das Land Hessen, 

das Land Mecklenburg-Vorpommern, 

das Land Niedersachsen, 

das Land Nordrhein-Westfalen, 

das Land Rheinland-Pfalz, 

das Saarland, 

der Freistaat Sachsen, 

das Land Sachsen-Anhalt, 

das Land Schleswig-Holstein, und 

der Freistaat Thüringen 

 

-nachstehend „Länder“ genannt- 

 

schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung ihrer gesetzgebenden 
Körperschaften, nachstehendes Abkommen zur Änderung des Abkommens über die 
Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik: 
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Artikel 1 

Allgemeines 

 

Der Freistaat Bayern errichtet die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik (ZLS) 
unter dieser Bezeichnung als Organisationseinheit des für den technischen Arbeits- 
und Verbraucherschutz zuständigen Bayerischen Staatsministeriums. Der Freistaat 
Bayern behält sich vor, die ZLS als eine diesem Staatsministerium unmittelbar nach-
geordnete Landesoberbehörde zu errichten. 

 

Artikel 2  

Aufgaben 

 

(1) Die Tätigkeit der ZLS hat zum Ziel, im Rahmen  

1. des allgemeinen Produktsicherheitsrechts und des besonderen Produktsicher-
heitsrechts in den folgenden Bereichen:  

a) Aerosolpackungen, 
b) umweltbelastende Geräuschemissionen von zur Verwendung im Freien 

vorgesehenen Geräten und Maschinen, 
c) Maschinen, 
d) Spielzeug, 
e) Sportboote und Wassermotorräder, 
f) einfache Druckbehälter, 
g) Geräte und Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Verwendung in 

explosionsgefährdeten Bereichen, 
h) Bereitstellung elektrischer Betriebsmittel zur Verwendung innerhalb be-

stimmter Spannungsgrenzen auf dem Markt, 
i) Aufzüge und Sicherheitsbauteile für Aufzüge, 
j) Druckgeräte, 
k) persönliche Schutzausrüstungen, und  
l) Geräte zur Verbrennung gasförmiger Brennstoffe,  

2. des Gefahrgutbeförderungsgesetzes und der auf diesem Gesetz beruhenden 
Rechtsverordnungen, 

3. des Sprengstoffrechts,  
4. der Abkommen der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union 

mit Drittstaaten über die gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertun-
gen, 

5. des Gesetzes über überwachungsbedürftige Anlagen und der auf diesem Ge-
setz beruhenden Rechtsverordnungen, sowie 

6. der Rohrfernleitungsverordnung, 



3 
 

Anlage 1 

in der jeweils gültigen Fassung, den in der Bundesrepublik Deutschland erreichten 
Stand der Produkt- und Anlagensicherheit sowie des Arbeitsschutzes zu halten und 
zu verbessern, auch im Hinblick auf den sicheren Transport gefährlicher Güter. 2Die 
Tätigkeit der ZLS im Rahmen der Abkommen der Europäischen Gemeinschaft oder 
der Europäischen Union mit Drittstaaten über die gegenseitige Anerkennung von 
Konformitätsbewertungen hat darüber hinaus zum Ziel, inländischen Prüf- und Zer-
tifizierungsstellen die Möglichkeit zu eröffnen, nach dem Recht der Drittstaaten zu 
prüfen. 

(2) Die ZLS vollzieht die Aufgaben der Länder im Bereich der Befugniserteilung, Aner-
kennung, Zulassung, Notifizierung und Benennung sowie der Überwachung und Auf-
sicht von 

1. Konformitätsbewertungsstellen und GS-Stellen nach dem Produktsicherheits-
recht, soweit die unter Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten Bereiche betroffen 
sind, 

2. benannten Stellen nach dem Sprengstoffrecht, 
3. benannten Stellen und zugelassenen Prüfstellen nach der Ortsbewegliche-

Druckgeräte-Verordnung, 
 
Inkrafttreten am 1. Januar 2026: 

4. Prüfstellen für Tanks nach der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn und 
Binnenschifffahrt,  
 

5. Prüfstellen für Rohrfernleitungsanlagen nach der Rohrfernleitungsverordnung, 
sowie 

6. Prüfstellen als zugelassene Überwachungsstellen nach dem Gesetz über über-
wachungsbedürftige Anlagen sowie der auf diesem Gesetz beruhenden 
Rechtsverordnungen. 

Der ZLS obliegen hierbei insbesondere auch folgende Aufgaben: 

1. Erarbeitung von Anforderungen, die an die in Satz 1 genannten Stellen zu stel-
len sind, 

2. Erstellung von Gutachten auf Antrag im Einzelfall, 
3. Erarbeitung von Leitlinien für die Anforderungen sowie Anerkennung von Re-

gelwerken, die bei der Prüfung, Inspektion und Zertifizierung zu beachten sind. 

(3) Im Rahmen der Abkommen der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäi-
schen Union mit Drittstaaten über die gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbe-
wertungen vollzieht die ZLS hinsichtlich der in Absatz 2 Satz 1 genannten Bereiche die 
Aufgaben der Länder im Bereich der Anerkennung oder vergleichbarer Verfahren. 

Der ZLS obliegen hierbei insbesondere folgende Aufgaben: 

1. Anerkennung der Konformitätsbewertungsstellen, 
2. Aussetzung, Widerruf und Rücknahme der Anerkennung, 
3. Überprüfung und Überwachung der benannten Konformitätsbewertungsstellen, 
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4. Mitarbeit in Arbeitsgruppen der Gemischten Ausschüsse der jeweiligen Ver-
tragspartner der Drittstaatenabkommen, 

5. Einrichtung und Organisation von sektoralen, nationalen Arbeitskreisen zur ver-
gleichenden Aufbereitung der Rechtsvorschriften der Drittstaaten mit den euro-
päischen Bestimmungen. 

(4) Die ZLS vollzieht die koordinierenden Aufgaben der Marktüberwachungsbehörden 
der Länder insbesondere im Sinne von Artikel 13, Artikel 30, Artikel 32, Artikel 34 und 
Artikel 35 der Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments und des Ra-
tes vom 20. Juni 2019 über Marktüberwachung und die Konformität von Produkten 
sowie zur Änderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 
765/2008 und (EU) Nr. 305/2011 (Abl. L169 vom 25.06.2019, S. 1) im Rahmen der in 
Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten Bereiche. Der ZLS obliegen hierbei ins-
besondere folgende Aufgaben: 

1. zentraler Ansprechpartner für oberste Marktüberwachungsbehörden anderer 
Mitgliedstaaten, 

2. zentraler Ansprechpartner für die Generalzolldirektion für alle Fragen der Markt-
überwachung,  

3. Bereitstellung der für die Marktüberwachung erforderlichen Normen,  
4. Koordinierung von formellen Einwänden der Länder gegen harmonisierte Nor-

men, 
5. Ansprechpartner für die Produktinfostelle der Bundesanstalt für Materialfor-

schung und -prüfung, 
6. Koordinierung der Geräteuntersuchungsstellen der Länder und Geschäftsstelle 

des Arbeitskreises der Geräteuntersuchungsstellen der Länder, 
7. Koordinierung und Unterstützung der Marktüberwachung bei der Überwachung 

des Online-Handels,  
8. Erarbeitung von Marktüberwachungsaufträgen aufgrund von RAPEX/Safety-

Gate-Meldungen oder sonstigen Informationen, 
9. Unterstützung der Marktüberwachungsbehörden der Länder bei Vollzugs- und 

Amtshilfefragen,  
10. Koordinierung von organisatorischen ICSMS-Anfragen und technische Unter-

stützung für die Marktüberwachungsbehörden der Länder. 

(5) Die ZLS vollzieht in den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten Bereichen 
die Aufgaben der Länder nach Artikel 16 Absatz 1 bis 6 der Verordnung (EU) 
2019/1020, § 8 Absatz 2 des Marktüberwachungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 
16 Absatz 1 bis 6 der Verordnung (EU) 2019/1020 und nach den diesen Vorschriften 
vorgehenden Regelungen der in Anhang I der Verordnung (EU) 2019/1020 aufgeführ-
ten Harmonisierungsvorschriften, jeweils einschließlich der damit zusammenhängen-
den Meldeverfahren, wenn sie davon Kenntnis erlangt, dass von bestimmten Produk-
ten eine ernste Gefahr für die Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher in mehr als 
einem Land ausgeht, sofern 

1. zwischen den Ländern erwiesenermaßen Meinungsunterschiede darüber be-
stehen, wie dieser Gefahr begegnet worden ist oder zu begegnen ist, und 
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2. die Gefahr angesichts der Art des Produktsicherheitsproblems für die betreffen-
den Produkte nicht in einer mit dem Grad der Dringlichkeit des Problems zu 
vereinbarenden Weise von einem Land bewältigt werden kann, und  

3. die Gefahr nur durch Erlass geeigneter und bundesweit anwendbarer Maßnah-
men zur Gewährleistung eines einheitlichen und hohen Schutzniveaus für die 
Gesundheit und Sicherheit der Verbraucher sowie des ordnungsgemäßen 
Funktionierens des Binnenmarktes wirksam bewältigt werden kann. 

(6) Die ZLS vollzieht in den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Nummer 3 genannten 
Bereichen die Aufgaben der Länder nach Artikel 16 Absatz 1 bis 6 der Verordnung 
(EU) 2019/1020, § 8 Absatz 2 des Marktüberwachungsgesetzes in Verbindung mit Ar-
tikel 16 Absatz 1 bis 6 der Verordnung (EU) 2019/1020 und nach den diesen Vorschrif-
ten vorgehenden Regelungen der in Anhang I der Verordnung (EU) 2019/1020 ange-
führten Harmonisierungsrechtsvorschriften, jeweils einschließlich der damit zusam-
menhängenden Meldeverfahren der Marktüberwachungsbehörden, wenn sie von min-
destens 13 Ländern schriftlich damit beauftragt wird und der Beirat der ZLS zustimmt.  

(7) 1Die ZLS stellt die Arbeit der Beauftragten des Bundesrats in Beratungsgremien 
der EU (Richtlinienvertreter) in den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten 
Bereichen sicher und koordiniert diese. Die ZLS vertritt die Länder hierzu auch in nati-
onalen und europäischen Gremien der Normung und der einschlägigen Richtlinien und 
Verordnungen der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union. 3Sie be-
reitet die dabei gewonnenen Erkenntnisse für die Länder auf und stellt sie ihnen bei 
Bedarf zur Verfügung. 

(8) Die Länder werden ermächtigt, durch Verwaltungsabkommen mit einstimmiger Zu-
stimmung des Beirates der ZLS weitere, nicht hoheitliche Aufgaben in den in Absatz 1 
genannten Bereichen zu übertragen.  

 

Artikel 3 

Finanzierung 

 

(1) Die ZLS erhebt für ihre Tätigkeit nach Maßgabe des Bayerischen Kostengesetzes 
Gebühren und Auslagen.  

(2) Soweit die ZLS darüber hinaus Aufgaben wahrnimmt, die Gebührentatbeständen 
und -schuldnern nicht konkret zugerechnet werden können, wird im Rahmen der jähr-
lichen Haushaltsverhandlungen ein Pauschalbetrag bestimmt und zwischen den Län-
dern aufgeteilt. Das Sitzland trägt vorweg eine Sitzlandquote. Diese beträgt zehn v. H. 
des ungedeckten Finanzbedarfs nach Satz 1. Der vom Beirat gemäß Artikel 4 Absatz 
6 vorberatene Haushaltsentwurf bedarf der Zustimmung der Finanzminister und -se-
natoren der Länder mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Stimmen. 5Das Sitzland 
verpflichtet sich, den Haushalt der ZLS entsprechend dem Beschluss der Finanzmi-
nister der Länder in seinen Haushaltsplan aufzunehmen.  
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(3) Die Länderanteile werden gemäß dem jeweils gültigen Königsteiner Schlüssel er-
rechnet.  

(4) Die Beträge der Länder werden am 30. September eines jeden Haushaltsjahres 
nach den Ansätzen des Haushaltplanes fällig. Über- und Minderzahlungen gegenüber 
dem sich nach der Jahresrechnung ergebenden Finanzbedarf werden unter dem Titel 
„Fehlbeträge aus den Vorjahren“ in den nächsten Haushaltsentwurf eingebracht und 
somit nach Verabschiedung durch die Finanzministerkonferenz ausgeglichen.  

 

Artikel 4 

Beirat 

 

(1) Zur Beratung der ZLS sowie als Instrument zur Mitwirkung der Länder wird ein 
Beirat eingerichtet. 

(2) Jedes Land benennt ein ordentliches Mitglied sowie eine Stellvertretung und ent-
sendet das Mitglied oder die Stellvertretung in den Beirat.  

(3) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung und deren Än-
derung sind mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Länder zu beschließen. 

(4) Der Beirat ist über die Tätigkeit der ZLS zu informieren. Zu diesem Zweck erstellt 
die ZLS spätestens bis zum 31. März des laufenden Jahres einen Jahresbericht über 
das Vorjahr. Auf Verlangen des Beirats oder eines seiner Mitglieder sind dem Beirat 
oder dem einzelnen Beiratsmitglied Unterlagen zur Verfügung zu stellen oder Akten-
einsicht zu gewähren. 

(5) Der Beirat erarbeitet Richtlinien für die Tätigkeit der ZLS. Die ZLS legt diese Richt-
linien ihrer Tätigkeit zugrunde. 

(6) Der Beirat berät den von der ZLS erstellten Haushaltsentwurf vor und gibt eine 
Empfehlung ab. Zur Weitergabe an die Finanzminister und –senatoren der Länder ist 
eine einstimmige Empfehlung notwendig.  

(7) Jedes Land hat eine Stimme. Der Beirat ist beschlussfähig, wenn in der Sitzung 
mindestens die Hälfte der Länder durch ein ordentliches Mitglied oder die Stellvertre-
tung vertreten ist.  Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit von zwei Dritteln 
aller anwesenden Länder, wenn in diesem Abkommen nichts Anderes geregelt ist.  

(8) Die Bundesministerien haben ein Gast- und Rederecht, soweit sie in fachspezifi-
schen Belangen berührt sind. 

(9) Eine schriftliche Beschlussfassung durch sämtliche Länder ist möglich, wenn nicht 
mehr als drei Länder widersprechen; Absatz 7 Satz 1 und 3 gilt entsprechend. 
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(10) Der Beirat wählt aus seiner Mitte ein Mitglied, das für die Dauer von zwei Jahren 
den Vorsitz führt. Ebenfalls durch Wahl wird eine Person bestimmt, die die Stellvertre-
tung wahrnimmt. 

(11) Der Beirat tritt mindestens einmal jährlich zu einer ordentlichen Sitzung zusam-
men. Auf Antrag von mindestens drei Ländern muss er zu einer außerordentlichen Sit-
zung zusammentreten. Das vorsitzführende Mitglied beruft die Sitzungen ein und leitet 
sie; die Tagesordnung wird von ihm aufgestellt. 

 

Artikel 5 

Schiedsklausel 

 

Streitigkeiten aus diesem Abkommen werden durch ein Schiedsgericht entschieden. 
Es gilt der als Anlage beigefügte Schiedsvertrag. 

 

Artikel 6 

Schlussvorschriften 

 

(1) Dieses Abkommen tritt am ersten Tag des Monats in Kraft, der dem Monat folgt, in 
dem die letzte Mitteilung der vertragschließenden Länder, dass die innerstaatlichen 
Voraussetzungen für das Inkrafttreten des Abkommens erfüllt sind, dem für den tech-
nischen Arbeits- und Verbraucherschutz zuständigen Bayerischen Staatsministerium 
zugeht.  

(2) Dieses Abkommen gilt für unbestimmte Zeit. Es kann von jedem Land durch schrift-
liche Erklärung gegenüber dem für den technischen Arbeits- und Verbraucherschutz 
zuständigen Bayerischen Staatsministerium unter gleichzeitiger Benachrichtigung der 
übrigen Länder zum Schluss des Kalenderjahres mit einer Frist von einem Jahr ge-
kündigt werden.  

(3) Das kündigende Land bleibt verpflichtet, zu dem Finanzbedarf der ZLS so lange 
und insoweit beizutragen, als der Finanzbedarf infolge seiner Beteiligung erforderlich 
geworden ist. Nach dem Ausscheiden anfallende Kosten, die dem Zeitraum der Mit-
gliedschaft zuzurechnen sind, sind anteilig vom kündigenden Land zu übernehmen. 

 

 

 

Kiel, den … 
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Für das Land Schleswig-Holstein 

endvertreten durch  

 

 

Aminata Touré 

Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung 
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Gesetzentwurf 

der Landesregierung - Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, In-
tegration und Gleichstellung 

Entwurf eines Gesetzes zu dem Staatsvertrag zur Änderung des Ab-
kommens über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik 
zur Aktualisierung und Übertragung neuer Aufgaben 
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Entwurf eines Gesetzes 
 
zu dem Staatsvertrag zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der 
Länder für Sicherheitstechnik zur Aktualisierung und Übertragung neuer Auf-
gaben 
 
 
A. Problem 
 
Seit der letzten Änderung des Abkommens im Jahre 2016 sind im Bereich der Markt-
überwachung, Produktsicherheit und des Rechts der überwachungsbedürftigen Anla-
gen erhebliche Rechtsänderungen In Kraft getreten. Darüber hinaus hat es insbeson-
dere durch EU Recht Konkretisierungen und Verschärfungen bei der Überwachung 
im Bereich der Gefahrgutbeförderung und auch der Marktüberwachung im Bereich 
sprengen gegeben. Um diesen neuen rechtlichen Voraussetzungen und auch dem 
tatsächlichen Aufgabenzuwachs ausreichend Rechnung tragen zu können, bedarf es 
einer weitgehenden Überarbeitung des Abkommens über die Zentralstelle der Län-
der für Sicherheitstechnik. 
 
B. Lösung 
 
a) Recht der Marktüberwachung und überwachungsbedürftigen Anlagen 
Das Gesetz zur Anpassung des Produktsicherheitsgesetzes und zur Neuordnung 
des Rechts der überwachungsbedürftigen Anlagen vom 27.07.2021 wurde am 
30.07.2021 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht (BGBl. I S. 3146 ff.).  
Die bisher im ProdSG enthaltenen Bestimmungen zum Recht der Marktüberwachung 
wurden entnommen und in einem eigenen Gesetz, dem Marktüberwachungsgesetz, 
neu gefasst. Das neue MüG vom 09.06.2021 dient der Durchführung der neuen EU-
Marktüberwachungsverordnung (Verordnung (EU) 2019/1020). Das ProdSG wurde 
neu gefasst und an die Marktüberwachungsverordnung (EU) 2019/1020 und das 
MüG angepasst. Die Regelungen zu überwachungsbedürftigen Anlagen wurden mit 
Wirkung vom 16.07.2021 aus dem ProdSG herausgetrennt. Erlassen wurde das 
neue Gesetz über überwachungsbedürftige Anlagen. Die Formulierungen des Ab-
kommens werden nun an die neugefassten Gesetze ProdSG, Ü-AnlG und MüG an-
gepasst. 
 
b) Aufgabenübertragung im Bereich der Gefahrgutverordnung Straße, Eisen-
bahn und Binnenschifffahrt 
Im Bereich der Gefahrgutbeförderung gibt es hinsichtlich der Prüfung und Zulassung 
von ortsbeweglichen Tanks Neuerungen, die auch die gegenseitige Anerkennung 
von Prüfstellen zwischen den Vertragsstaaten in den Regelungen zum internationa-
len Gefahrgutrecht ADR (Europäisches Übereinkommen über die inter-nationale Be-
förderung gefährlicher Güter auf der Straße) und RID (Ordnung für die internationale 
Eisenbahnbeförderung gefährlicher Güter) in Verbindung mit der Verordnung über 
die innerstaatliche und grenzüberschreitende Beförderung gefährlicher Güter auf der 
Straße, mit Eisenbahnen und auf Binnengewässern (GGV-SEB) betreffen. Zur Um-
setzung dieser internationalen Regelungen in nationales Recht wird von den Bundes-
ländern erwartet, eine zuständige Behörde für die Zulassung von Prüfstellen nach 
Unterabschnitt 1.8.6.1 in Verbindung mit Abs. 1.8.6.2.2 ADR/RID festzulegen. 
Für den bundeseinheitlichen Vollzug ist es unerlässlich, dass Zulassung und Über-
wachung der Prüfstellen durch eine zentrale Stelle wahrgenommen werden. Nach 
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Auffassung der für das Gefahrgutrecht zuständigen Ressorts der Länder besitzt nur 
die ZLS die hierfür erforderlichen fachlichen Voraussetzungen, nachdem sie bereits 
im Rahmen der EU-Richtlinie 2010/35/EU (TPED) vergleichbare Aufgaben als Be-
nennende Behörde wahrnimmt. Die Benannten Stellen nach TPED und die künftigen 
zugelassenen Stellen für Tanks nach ADR/RID sind dabei faktisch dieselben Prüfor-
ganisationen. 
 
c) Aufgabenübertragung im Bereich „Sprengen“ 
In Deutschland liegt der Vollzug der Marktüberwachung bei den Ländern. Grundlage 
sind EU-Verordnungen sowie in nationales Recht umgesetzte Richtlinien. Im Bereich 
„Sprengen“ betrifft dies die Richtlinie 2013/29/EU des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 12.06.2013 zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitglied-
staaten über die Bereitstellung pyrotechnischer Gegenstände auf dem Markt und die 
Richtlinie 2014/28/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26.02.2014 
zur Harmonisierung der Rechtsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstel-
lung auf dem Markt und die Kontrolle von Explosivstoffen für zivile Zwecke, umge-
setzt durch das Sprengstoffgesetz (SprengG). Zur Wahrung der Zuständigkeiten und 
Interessen der Länder hat die Bundesregierung bei Gesetzesvorhaben der EU Ver-
treter der Länder zu entsprechenden Verhandlungen mit der EU hinzuzuziehen. Hier-
für benennt der Bundesrat aufgrund § 9 des Gesetzes über die Zusammenarbeit von 
Bund und Ländern in Angelegenheiten der Europäischen Union und einer entspre-
chenden Bund-Länder-Vereinbarung Vertreter der Länder als Beauftragte des Bun-
desrates in EU-Gremien (sog. Richtlinienvertreter). Die ZLS stellt im Bereich des Pro-
duktsicherheitsrechts bereits 11 von 13 solcher Richtlinien-vertretungen. Es wird da-
mit faktisch eine Bündelung der Richtlinienvertretungen bei der ZLS erreicht. Zusätz-
lich übernimmt der Richtlinienvertreter Marktüberwachungsaufgaben im Sprengstoff-
recht (z. B. Einsprüche gegen harmonisierte Normen, Risikobeurteilungen bei Pro-
duktproblemen). 
 
d) Aufgaben aus Konzeptpapier 2013 und sonstige Änderungen 
Hierbei handelt es sich um Aufgaben, die von der ZLS aus praktischen Erwägungen 
bereits jetzt übernommen worden sind, die einer Änderung des Abkommens jedoch 
nicht bedurft haben. Im Rahmen dieser Änderung wird das Abkommen den Tatsäch-
lichen Verhältnissen angepasst.  
 
C. Alternativen 
 
Keine 
 
D. Kosten und Verwaltungsaufwand 
 
Der Haushalt der ZLS ist für jedes Wirtschaftsjahr vom Beirat der ZLS zu genehmi-
gen. Der aus dem Staatsvertrag der ZLS resultierende Personalaufwuchs ist durch 
die beteiligten Länder zu finanzieren. Bayern als Sitzland trägt 10 % der entstehen-
den Kosten. Der Restbetrag wird nach dem Königsteiner Schlüssel auf die Länder 
verteilt. 
 
a) Recht der Marktüberwachung und überwachungsbedürftigen Anlagen 

 
In diesem Bereich entstehen keine zusätzlichen Kosten. 
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b) Aufgabenübertragung im Bereich der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn 

und Binnenschifffahrt 
 

Für die Übernahme der neuen Aufgaben im Bereich der Gefahrgutbeförderung benö-
tigt die ZLS zwei Stellen: Eine Stelle der LG 2.2 (A 15) sowie eine Stelle der LG 2.1 
(A13), für deren Finanzierung grundsätzlich Gesamtkosten in Höhe von derzeit 
259.900 Euro pro Jahr anfallen werden. Für die Länder ergibt sich daraus eine Kos-
tenbelastung von 218.400 € minus 21.840 € (Sitzlandquote) = 196.560 €. Für Schles-
wig-Holstein beträgt der Anteil nach Königsteiner Schlüssel von ca. 3,5 % etwa 
6.900 €. Durch ein gestuftes Inkrafttreten des Staatsvertrages wird erreicht, dass die 
neue Aufgabe durch die ZLS erst zum 01.01.2026 erfolgen wird. Der von Schleswig-
Holstein zu leistende Anteil muss daher erst bei der Aufstellung des Haushalts 2026 
berücksichtigt werden. 

Diese neuen Aufgaben gehören zum Bereich der Befugniserteilung. Hier fällt der je-
weils tatsächlich zu erwartende Länderbeitrag durch die Gebühreneinnahmen erheb-
lich geringer aus, da die Antragsteller die Kosten für Zulassung und Überwachung zu 
tragen haben und die ZLS somit in diesem Bereich nahezu vollständig kostende-
ckend arbeitet und nur Fehlbeträge ausgeglichen werden müssen. 

c) Aufgabenübertragung im Bereich „Sprengen“ 

Für die Übernahme der neuen Aufgaben im Bereich "Sprengen" sind zwei weitere 
Stellen notwendig: Eine Stelle LG 2.2 (A15) und eine Stelle LG 2.1 (A13). Die Ge-
samtkosten betragen derzeit 282.600 Euro pro Jahr. Pro Richtlinienvertretung wer-
den 0,5 Stellen benötigt, und aufgrund der Marktüberwachungsaufgaben fallen je-
weils weitere 0,5 Stellen an. Der Länder-Beirat der ZLS hat beschlossen, dass eine 
halbe Stelle der Besoldungsgruppe A13 zunächst gesperrt und nach Validierung frei-
gegeben wird. Somit belaufen sich die Gesamtkosten zunächst auf 218.400 Euro pro 
Jahr. Der Anteil Schleswig-Holsteins an diesen Kosten beträgt nach Abzug einer 
Sitzlandquote von 10 % und Verteilung der Kosten nach dem Königsteiner Schlüssel 
6.800 €. Ohne Sperrung der einen Stelle ist von jährlichen Kosten i.H.v. 8.200 € für 
Schleswig-Holstein auszugehen. Die neuen Aufgaben im Bereich "Sprengen" gehö-
ren zur Marktüberwachung, und die Kosten für diese Aufgaben sind nicht auf Gebüh-
renschuldner umlegbar und daher vollständig von den Ländern zu tragen.  

Die zentrale Erfüllung dieser Aufgaben durch die ZLS ist laut allen 16 Bundesländern 
wirtschaftlich und effizient. Eine Zentralisierung bei der ZLS führt zu erheblichen Zeit- 
und Kostenersparnissen im Vergleich zur individuellen Durchführung durch die Län-
der und soll ab 2025 umgesetzt werden, sodass die Anpassung auch 2025 haus-
haltsrelevant werden würde. 

Die unterschiedliche Höhe der Aufwendungen für gleiche Stellen bei b) und c) erklärt 
sich dadurch, dass im Bereich Sprengen c) zum einen zusätzliche Aufwendungen für 
eine stärkere Reisetätigkeit im Rahmen der bundesweiten Marktüberwachung hinzu-
kommen. Darüber hinaus ist eine umfangreiche Neuausstattung an kostenpflichtigen 



Schleswig-Holsteinischer Landtag - 20. Wahlperiode Drucksache 20/#N!# 

5 

Normen erforderlich, die regelmäßig vollumfänglich an die sich ergebenden Änderun-
gen anzupassen ist. Die reinen Personalkosten sind in beiden Bereichen identisch  

d) Aufgaben aus Konzeptpapier 2013 und sonstige Änderungen 

Hier entstehen durch Anpassung des Abkommens keine neuen Kosten. 

e) Gesamtbelastung künftiger Haushalte 

Im besten Fall beträgt die Belastung künftiger Haushalte 6.800 € pro Jahr. In diesem 
Fall werden die Kosten für den Aufgabenvollzug im Bereich des Gefahrstoffrechts 
vollständig durch Gebühren gedeckt und der Vollzug im Bereich „sprengen“ ist nicht 
auf die aktuell gesperrten Stellen angewiesen. Im ungünstigsten Fall belaufen sich 
die zusätzlichen jährlichen Kosten auf 15.100 € pro Jahr, weil eine Gebührende-
ckung nicht zu erzielen ist und der Vollzug im Bereich „Sprengen“ auf alle Stellen an-
gewiesen ist. 
Im Jahr 2023 belief sich der im Haushalt für die ZLS vorgesehene Betrag auf 
18.200 €. Tatsächlich in Anspruch genommen wurden 7.268 €. Die günstigen Szena-
rien können daher ohne Erhöhung des Haushaltsansatzes umgesetzt werden. 
 
E. Nachhaltigkeit 
 
Das Vorhaben hat positive Auswirkungen auf 'Good Governance und gesellschaftli-
che Teilhabe', 'Nachhaltiges Wirtschaften und Ressourcenschutz' und 'Globale Ver-
antwortung'. 
Das Vorhaben führt in der Treibhausgasbilanz in Schleswig-Holstein zu sinkenden  
Treibhausgasemissionen. 
 
F. Länderübergreifende Zusammenarbeit 
 
Der Gesetzentwurf dient der rechtlichen Umsetzung eines Staatsvertrages, mit dem 
Aufgaben, die ohne die Regelung jedem einzelnen Bundesland obliegen würden, 
durch eine zentrale Stelle für alle Bundesländer wahrgenommen werden. 
 
G. Information des Landtages nach Art. 22 der Landesverfassung und §§ 1 Ab-
satz1 Nummer 1 und 3 des Parlamentsinformationsgesetzes (PIG) 
 
Die Information des Landtages ist mit Schreiben der Ministerin für Soziales, Jugend, 
Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung vom 12. August 2024 rechtzeitig 
und vollständig erfolgt. 
 
H. Federführung 
 
Federführend ist die Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration 
und Gleichstellung. 
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Entwurf eines Gesetzes 
 
zum Staatsvertrag zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der 
Länder für Sicherheitstechnik  
 
     Vom 
 
Der Landtag hat das folgende Gesetz beschlossen: 
 

§ 1 Zustimmung 
 

 
(1) Dem am X.X. 2024 zwischen dem Land Baden-Württemberg, dem Freistaat Bay-
ern, dem Land Berlin, dem Land Brandenburg, der Freien Hansestadt Bremen, der 
Freien und Hansestadt Hamburg, dem Land Hessen, dem Land Mecklenburg-Vor-
pommern, dem Land Niedersachsen, dem Land Nordrhein-Westfalen, dem Land 
Rheinland-Pfalz, dem Saarland, dem Freistaat Sachsen, dem Land Sachsen-Anhalt, 
dem Land Schleswig-Holstein und dem Freistaat Thüringen abgeschlossenen Ab-
kommen zur Änderung des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Sicher-
heitstechnik wird zugestimmt. 
 
(2) Das Abkommen wird nachstehend veröffentlicht. 
 
(3) Der Tag, an dem das Abkommen nach seinem § 2 in Kraft tritt, wird vom Ministe-
rium für Soziales, Jugend, Familie, Senioren, Integration und Gleichstellung im Ge-
setz- und Verordnungsblatt für Schleswig-Holstein bekanntgemacht. 

 
§ 2 Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkündung in Kraft. 
 
 
 
Das vorstehende Gesetz wird hiermit ausgefertigt und ist zu verkünden. 
 
 
Kiel, 
 
 
Daniel Günther      Aminata Touré 
Ministerpräsident Ministerin für Soziales, Jugend, Familie, Se-

nioren, Integration und Gleichstellung 
 
 
 
 
Begründung: 
 
A. Allgemeiner Teil 
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Vor der Ratifizierung des Abkommens ist die Zustimmung des Landtages einzuholen. 
Der vorgelegte Gesetzentwurf dient vorrangig diesem Ziel. 
 
B.        Einzelbegründung: 
 
a) zu § 1 
 
§ 1 Absatz 1 regelt die Zustimmung des Landtages zu dem Abkommen zur Änderung 
des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik, 
 
§ 1 Absatz 2 regelt die Veröffentlichung des Abkommens zur Änderung des Abkom-
mens über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik, 
 
§ 1 Absatz 3 regelt die Bekanntmachung des Inkrafttretens des Abkommens gemäß 
seines § 2. 
 
b) Zu § 2 
 
§ 2 regelt das Inkrafttreten des Gesetzes am Tage nach seiner Verkündung. 
 
 
 
 
         Anlage 1 
 
     Abkommen  
   zur Änderung des Abkommens  

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik 
 

Das Land Baden-Württemberg, 
der Freistaat Bayern, 
das Land Berlin, 
das Land Brandenburg, 
die Freie Hansestadt Bremen, 
die Freie und Hansestadt Hamburg, 
das Land Hessen, 
das Land Mecklenburg-Vorpommern, 
das Land Niedersachsen, 
das Land Nordrhein-Westfalen, 
das Land Rheinland-Pfalz, 
das Saarland, 
der Freistaat Sachsen, 
das Land Sachsen-Anhalt, 
das Land Schleswig-Holstein, 
der Freistaat Thüringen 
– nachstehend „Länder“ genannt – 
schließen, vorbehaltlich der etwa erforderlichen Zustimmung ihrer gesetzgebenden 
Körperschaften, nachstehendes Abkommen zur Änderung des Abkommens über die 
Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik: 
 

§ 1  
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Abkommen  
zur Änderung des Abkommens  

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik 
 

Das Abkommen über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik vom 16. De-
zember 1993, das zuletzt durch Abkommen vom 20. Juli 2015 geändert worden ist, 
wird wie folgt geändert: 
 
1. Artikel 2 wird wie folgt geändert: 
 
a) Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
 
„(1) Die Tätigkeit der ZLS hat zum Ziel, im Rahmen 
 
1. des allgemeinen Produktsicherheitsrechts und des besonderen Produktsicher-

heitsrechts in den folgenden Bereichen: 
a) Aerosolpackungen, 
b) umweltbelastende Geräuschemissionen von zur Verwendung im Freien vorge-

sehenen Geräten und Maschinen, 
c) Maschinen, 
d) Spielzeug, 
e) Sportboote und Wassermotorräder, 
f) einfache Druckbehälter, 
g) Geräte und Schutzsysteme zur bestimmungsgemäßen Verwendung in explosi-

onsgefährdeten Bereichen, 
h) Bereitstellung elektrischer Betriebsmittel zur Verwendung innerhalb bestimm-

ter Spannungsgrenzen auf dem Markt, 
i) Aufzüge und Sicherheitsbauteile für Aufzüge, 
j) Druckgeräte, 
k) persönliche Schutzausrüstungen und 
l) Geräte zur Verbrennung gasförmiger Brennstoffe, 
 
2. des Gefahrgutbeförderungsgesetzes und der auf diesem Gesetz beruhenden 

Rechtsverordnungen, 
 
3. des Sprengstoffrechts, 
 
4. der Abkommen der Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union 

mit Drittstaaten über die gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewer-
tungen, 

 
5. des Gesetzes über überwachungsbedürftige Anlagen und der auf diesem Ge-

setz beruhenden Rechtsverordnungen sowie 
 
6. der Rohrfernleitungsverordnung, 

in der jeweils gültigen Fassung, den in der Bundesrepublik Deutschland er-
reichten Stand der Produkt- und Anlagensicherheit sowie des Arbeitsschutzes 
zu halten und zu verbessern, auch im Hinblick auf den sicheren Transport ge-
fährlicher Güter. Die Tätigkeit der ZLS im Rahmen der Abkommen der Euro-
päischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union mit Drittstaaten über die 
gegenseitige Anerkennung von Konformitätsbewertungen hat darüber hinaus 
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zum Ziel, inländischen Prüf- und Zertifizierungsstellen die Möglichkeit zu eröff-
nen, nach dem Recht der Drittstaaten zu prüfen.“ 

 
b)  Absatz 2 wird wie folgt gefasst: 
 
„(2) Die ZLS vollzieht die Aufgaben der Länder im Bereich der Befugniserteilung, An-
erkennung, Zulassung, Notifizierung und Benennung sowie der Überwachung und 
Aufsicht von 
1. Konformitätsbewertungsstellen und GS-Stellen nach dem Produktsicherheits-

recht, soweit die unter Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 genannten Bereiche betrof-
fen sind, 

2. benannten Stellen nach dem Sprengstoffrecht, 
3. benannten Stellen und zugelassenen Prüfstellen nach der Ortsbewegliche-

Druckgeräte-Verordnung, 
4. Prüfstellen für Rohrfernleitungsanlagen nach der Rohrfernleitungsverordnung 

sowie   
5. Prüfstellen als zugelassene Überwachungsstellen nach dem Gesetz über 

überwachungsbedürftige Anlagen sowie der auf diesem Gesetz beruhenden 
Rechtsverordnungen. 

Der ZLS obliegen hierbei insbesondere auch folgende Aufgaben: 
1. Erarbeitung von Anforderungen, die an die in Satz 1 genannten Stellen zu 

stellen sind, 
2. Erstellung von Gutachten auf Antrag im Einzelfall, 
3. Erarbeitung von Leitlinien für die Anforderungen sowie Anerkennung von Re-

gelwerken, die bei der Prüfung, Inspektion und Zertifizierung zu beachten 
sind.“ 

 
c) In Absatz 3 Satz 1 werden nach dem Wort „Gemeinschaft“ die Wörter „oder 

der Europäischen Union“ eingefügt. 
 
d) Absatz 4 wird wie folgt gefasst:  
 
„(4) Die ZLS vollzieht die koordinierenden Aufgaben der Marktüberwachungsbehör-
den der Länder insbesondere im Sinne von Artikel 13, Artikel 30, Artikel 32, Artikel 34 
und Artikel 35 der Verordnung (EU) 2019/1020 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 20. Juni 2019 über Marktüberwachung und die Konformität von Pro-
dukten sowie zur Änderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) 
Nr. 765/2008 und (EU) Nr. 305/2011 (Abl. L169 vom 25. Juni 2019) im Rahmen der 
in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten Bereiche. Der ZLS obliegen hierbei 
insbesondere folgende Aufgaben: 
1. zentraler Ansprechpartner für oberste Marktüberwachungsbehörden anderer 

Mitgliedstaaten, 
2. zentraler Ansprechpartner für die Generalzolldirektion für alle Fragen der 

Marktüberwachung,  
3. Bereitstellung der für die Marktüberwachung erforderlichen Normen,  
4. Koordinierung von formellen Einwänden der Länder gegen harmonisierte Nor-

men, 
5. Ansprechpartner für die Produktinfostellen der Bundesanstalt für Materialfor-

schung und -prüfung, 
6. Koordinierung der Geräteuntersuchungsstellen der Länder und Geschäfts-

stelle des Arbeitskreises der Geräteuntersuchungsstellen der Länder, 
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7. Koordinierung und Unterstützung der Marktüberwachung bei der Überwa-
chung des Online-Handels,  

8. Erarbeitung von Marktüberwachungsaufträgen aufgrund von RAPEX/Safety-
Gate-Meldungen oder sonstigen Informationen, 

9. Unterstützung der Marktüberwachungsbehörden der Länder bei Vollzugs- und 
Amtshilfefragen,  

10. Koordinierung von organisatorischen ICSMS-Anfragen und technische Unter-
stützung für die Marktüberwachungsbehörden der Länder.“ 

 
e) In Absatz 5 werden:  
 
nach dem Wort „vollzieht“ die Wörter „in den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 ge-
nannten Bereichen“ eingefügt und  
die Wörter „im Sinne von § 26 Abs. 2 des Produktsicherheitsgesetzes“ werden durch 
die Wörter „nach Artikel 16 Absatz 1 bis 6 der Verordnung (EU) 2019/1020, § 8 Ab-
satz 2 des Marktüberwachungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 16 Absatz 1 bis 6 
der Verordnung (EU) 2019/1020 und nach den diesen Vorschriften vorgehenden Re-
gelungen der in Anhang I der Verordnung (EU) 2019/1020 angeführten Harmonisie-
rungsrechtsvorschriften, jeweils“ ersetzt. 
 
f) In Absatz 6 werden 
 
nach dem Wort „vollzieht“ die Wörter „in den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und Num-
mer 3 genannten Bereichen“ eingefügt  
und die Wörter „im Sinne von § 26 Abs. 2 des Produktsicherheitsgesetzes“ werden 
durch die Wörter „nach Artikel 16 Absatz 1 bis 6 der Verordnung (EU) 2019/1020, § 8 
Absatz 2 des Marktüberwachungsgesetzes in Verbindung mit Artikel 16 Absatz 1 bis 
6 der Verordnung (EU) 2019/1020 und nach den diesen Vorschriften vorgehenden 
Regelungen der in Anhang I der Verordnung (EU) 2019/1020 angeführten Harmoni-
sierungsvorschriften, jeweils“ ersetzt. 
 
g) Absatz 7 wird wie folgt geändert: 
 
aa) In Satz 1 werden die Wörter „vom Bundesrat benannten EG-Richtlinienvertre-
ter“ durch die Wörter „Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der EU 
(Richtlinienvertreter) in den in Absatz 1 Satz 1 Nummer 1 und 3 genannten Berei-
chen“ ersetzt. 
bb) In Satz 2 werden nach dem Wort „Richtlinien“ die Wörter „und Verordnungen der 
Europäischen Gemeinschaft oder der Europäischen Union“ eingefügt. 
 
h) Absatz 8 wird wie folgt gefasst: 
 
„(8) Die Länder werden ermächtigt, durch Verwaltungsabkommen mit einstimmiger 
Zustimmung des Beirates der ZLS weitere, nicht hoheitliche Aufgaben in den in Ab-
satz 1 genannten Bereichen zu übertragen.“ 
 
2. Artikel 3 wird wie folgt geändert: 
 
a) In Absatz 2 Satz 4 werden nach dem Wort „Beirat“ die Wörter „gemäß Artikel 4 
Absatz 6“ eingefügt und die Wörter „ab dem Haushalt 1993“ gestrichen. 
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b) Absatz 3 wird wie folgt gefasst: 
 
„(3) Die Länderanteile werden gemäß dem jeweils gültigen Königsteiner Schlüssel 
errechnet.“ 
 
c) In Absatz 4 Satz 1 wird das Wort „Juni“ durch das Wort „September“ ersetzt. 
 
d) Absatz 5 wird aufgehoben. 
 
3. Artikel 4 wird wie folgt gefasst: 
 
    „Artikel 4 
      Beirat  
 
(1) Zur Beratung der ZLS sowie als Instrument zur Mitwirkung der Länder wird ein 
Beirat eingerichtet. 
(2) Jedes Land benennt ein ordentliches Mitglied sowie eine Stellvertretung und ent-
sendet das Mitglied oder die Stellvertretung in den Beirat.  
(3) Der Beirat gibt sich eine Geschäftsordnung. Die Geschäftsordnung und deren Än-
derung sind mit einer Mehrheit von zwei Dritteln der Länder zu beschließen. 
(4) Der Beirat ist über die Tätigkeit der ZLS zu informieren. Zu diesem Zweck erstellt 
die ZLS spätestens bis zum 31. März des laufenden Jahres einen Jahresbericht über 
das Vorjahr. Auf Verlangen des Beirats oder eines seiner Mitglieder sind dem Beirat 
oder dem einzelnen Beiratsmitglied Unterlagen zur Verfügung zu stellen oder Akten-
einsicht zu gewähren. 
(5) Der Beirat erarbeitet Richtlinien für die Tätigkeit der ZLS. Die ZLS legt diese 
Richtlinien ihrer Tätigkeit zugrunde. 
(6) Der Beirat berät den von der ZLS erstellten Haushaltsentwurf vor und gibt eine 
Empfehlung ab. Zur Weitergabe an die Finanzminister und -senatoren der Länder ist 
eine einstimmige Empfehlung notwendig.  
(7) Jedes Land hat eine Stimme. Der Beirat ist beschlussfähig, wenn in der Sitzung 
mindestens die Hälfte der Länder durch ein ordentliches Mitglied oder die Stellvertre-
tung vertreten ist. Der Beirat fasst seine Beschlüsse mit der Mehrheit von zwei Drit-
teln aller anwesenden Länder, wenn in diesem Abkommen nichts Anderes geregelt 
ist.  
(8) Die Bundesministerien haben ein Gast- und Rederecht, soweit sie in fachspezifi-
schen Belangen berührt sind. 
(9) Eine schriftliche Beschlussfassung durch sämtliche Länder ist möglich, wenn 
nicht mehr als drei Länder widersprechen; Absatz 7 Satz 1 und 3 gilt entsprechend. 
(10) Der Beirat wählt aus seiner Mitte ein Mitglied, das für die Dauer von zwei Jahren 
den Vorsitz führt. Ebenfalls durch Wahl wird eine Person bestimmt, die die Stellver-
tretung wahrnimmt. 
(11) Der Beirat tritt mindestens einmal jährlich zu einer ordentlichen Sitzung zusam-
men. Auf Antrag von mindestens drei Ländern muss er zu einer außerordentlichen 
Sitzung zusammentreten. Das vorsitzführende Mitglied beruft die Sitzungen ein und 
leitet sie; die Tagesordnung wird von ihm aufgestellt.“ 
 
4. In Artikel 6 Absatz 2 Satz 2 werden das Komma und die Wörter „erstmals 
zum 31. Dezember 1995“ gestrichen. 
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     § 2  
Weitere Änderung  
des Abkommens  

über die Zentralstelle der Länder für Sicherheitstechnik 
 

Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 des Abkommens über die Zentralstelle der Länder für Si-
cherheitstechnik vom 16. Dezember 1993, das zuletzt durch § 1 dieses Abkommens 
geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
 
1. Nach Nummer 3 wird folgende Nummer 4 eingefügt: 
 

„4. Prüfstellen für Tanks nach der Gefahrgutverordnung Straße, Eisenbahn 
und Binnenschifffahrt,“. 

 
2. Die bisherigen Nummern 4 und 5 werden die Nummern 5 und 6. 
 

§ 3 Inkrafttreten 
 

Dieses Abkommen tritt am Tag nach der letzten Verkündung in den Ländern in Kraft.  
Abweichend hierzu tritt Artikel 2 Absatz 2 Satz 1 Nr. 4 am 1. Januar 2026 in Kraft. 
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